
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sachverhalt: N wird gestern von der Bundespolizei (Frankfurt/O.) die Ausreise aus dem Staatsgebiet 

der Bundesrepublik verweigert. Als Begründung wird angeführt, dass Informationen zu einer 

beabsichtigten Teilhabe an Kämpfen in der Ukraine, d.h. die Begehung von Straftaten im Ausland 

vorliegen. N wird sein Reisepass abgenommen; er erhält eine Ersatzbescheinigung für den 

Identitätsnachweis im Inland. 

N fragt Herrn RA Sowieso heute: Was kann ich tun? 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erfolgsaussichten einer Klage des N gegen die Maßnahmen der Bundespolizei? 

A. Zulässigkeit der Klage des N 

…  

 

B. Begründetheit der Klage des N 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Da es sich bei der Verweigerung der Ausnahme (und auch bei der Beschlagnahme des Reisepasses) 

um eine / mehrere belastende Eingriffe handelt (Eingriffsverwaltung), bedarf die Behörde zu diesen 

Handlungen einer gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage (sogleich 1.), deren Voraussetzungen in 

formeller und materieller Hinsicht vorliegen müssen (sogleich 2.). Schließlich muss die Bundespolizei 

auf der Rechtsfolgenseite eine Maßnahme ergriffen haben, die von der Norm gedeckt (und 

ermessensfehlerfrei bzw. verhältnismäßig) war/ist (sogleich 3.). 



I. Ermächtigungsgrundlage 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



§ 14 Allgemeine Befugnisse 

(1) Die Bundespolizei kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach den §§ 1 bis 7 die notwendigen Maßnahmen treffen, um 
eine Gefahr abzuwehren, soweit nicht dieses Gesetz die Befugnisse der Bundespolizei besonders regelt. 
(2) Gefahr im Sinne dieses Abschnitts ist eine im Einzelfall bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung im Bereich der Aufgaben, die der Bundespolizei nach den §§ 1 bis 7 obliegen. Eine erhebliche Gefahr im Sinne 
dieses Abschnitts ist eine Gefahr für ein bedeutsames Rechtsgut, wie Bestand des Staates, Leben, Gesundheit, 
Freiheit, wesentliche Vermögenswerte oder andere strafrechtlich geschützte Güter von erheblicher Bedeutung für die 
Allgemeinheit. 
(3) Zur Erfüllung der Aufgaben, die der Bundespolizei durch andere Rechtsvorschriften des Bundes zugewiesen sind, 
hat sie die dort vorgesehenen Befugnisse. Soweit solche Rechtsvorschriften Befugnisse nicht oder nicht abschließend 
regeln, hat die Bundespolizei die Befugnisse, die ihr nach diesem Gesetz zustehen. Satz 2 gilt auch für die Befugnisse 
der Bundespolizei im Rahmen der Aufgaben zum Schutz vor Angriffen auf die Sicherheit des Luftverkehrs nach § 4, 
soweit § 5 des Luftsicherheitsgesetzes keine Regelungen enthält. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

 

Mangels einer speziellen Ermächtigungsgrundlage im Bundespolizeigesetz kommt für die 

Ausreiseverweigerung nur § 14 Abs. 1 und 2 BPolG in Betracht.  

II. Voraussetzungen 

1. formelle Voraussetzungen: Zuständigkeit, Verfahren, Form 

2. materielle Voraussetzungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine Gefahr wird üblicherweise so definiert, dass mit überwiegender Wahrscheinlichkeit ein 

Schadenseintritt für ein geschütztes Rechtsgut anzunehmen ist, sofern ein ungehinderter 

Geschehensablauf erfolgt.  

Die materiellen Voraussetzungen liegen vor: Mit den Worten der Ermächtigungsgrundlage handelt es 

sich um die Gefahr – aufgrund gesicherter Erkenntnisse –, dass mit der Ausreise des N in die Ukraine 

strafrechtlich relevante Tötungshandlungen verbunden sein werden (es sei denn, man sieht derartige 

Handlungen als durch irgendein Nothilferecht / ein Widerstandsrecht / Kriegsrecht gerechtfertigt an).  

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/bgsg_1994/index.html#BJNR297900994BJNE001700000


III. Rechtsfolge 

Das Ausreiseverbot stellt eine geeignete, erforderliche und auch angemessene – die 

Ermessensgrenzen nicht überschreitende – Maßnahme dar. Es ist nicht erkennbar, wie die 

Bundespolizei sonst hätte zum Schutze der beschriebene Rechtsgüter tätig werden können.  

Nach allem erscheint die Maßnahme rechtmäßig. 

(Die Klage des N ist unbegründet.) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


